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EPU Regel 48 (2) 

"ZurUcknahme einer europäischen Patentanmeldung" 

Leitsatz 

Einer Erklärung, daB eine europäische Patentanmeldung zurtick-

genormuen wir, soilte ohne Rtickfrage nur dann stattgegeben 

werden, wenn die Erklärung keinerlei Vorbehalte enthält und 

eindeutig ist. 
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Entscheidung der Eingangs-
stelle des Europäischen Patent-
ants von 28. November 1979, mit 
der ein Antrag auf Weiterbehand 
lung der europaischen Patentan-
meldurig Nr. 79 100 230.6 zu-
rUckgewiesen und festgestellt 
worden ist, daB die Anmeldung 
zurUckgenommen worden ist. 
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SACHVERHALT UND ANTRAGE 

Am 26. Januar 1979 reichte die BeschwerdefUhrerin eine euro-

paische Patentanineidung em; sie beanspruchte dafUr die 
Priorität einer nationalen deutschen Patentanmeldung vom 

22. April 1978. 

Entsprechend der un Amtsblatt EPA 1978 S. 312 initgeteilten 
Praxis des EPA gaiten die Vorbereitungen für die Veröffentii-
chung der Anmeldung 10 Wochen vor dem Ablauf des 18. Monats 
nach den Prioritätstag, also am 13. August 1979, als abge-
schiossen. 

Am 27. September 1979 ging beixn Ant ein Schreiben der Beschwer-
deführerin vom 20. September 1979 ein, das in wesentlichen aus 
foigenden zwei Sâtzen bestand: 
"Wir ziehen die obengenannte Patentanmeidung hierinit zurUck. 
Die Off eniegung der Anmeldeunterlagen soil unterbleiben". 

Am 12. Oktober 1979 teilte die Eingangsstelle der Beschwerde-
fflhrerin mit, daB die Anmeldung am 31. Oktober 1979 gema8 
Artikel -  93 EPtJ veröffentlicht wUrde und daB die ZurUcknabme 
der Anmeldung in Europaischen Patentblatt bekanntgemacht 

wflrde. Die Anmeldung wurde auch tatsächlich am 31. Oktober 
1979 veröffentlicht und die ZurUcknahme der Anmeldung am 
12. Dezember 1979 bekanntgemacht. 

Am 18. Oktober 1979 ging beim Amt ein Antrag auf Weiterbehand-
lung der Anmeidung nach Artikel 121 EPU em. Die Weiterbehand-
iungsgebUhr wurde rechtzeitig entrichtet. 

Am 28. November 1979 erlieB die Eingangsste]1e die angefoch-
tene Entscheidung, mit der der Antrag auf Welterbehandlung ais 
unzulassig zurückgewiesen wurde, well der Sachverhalt nicht der 
Weiterbehandlung unterliege und weil die Anmeldung ohne Be-
dingung zurückgenonunen worden sei. 
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Am 18. Januar 1980 legte die BeschwerdefUhrerin mit Schreiben 

vom 16. JanuaE 1980 Beschwerde ein.und beantragte, die ange--

fochtene Entscheidung aufzuheben und festzustellen, daB die 

Patentanmeldung noch in Kraft sei. Die Beschwerdegebühr wurde 

rechtzeitig entrichtet. 

In der am 27. März 1980 eingereichten Begründung machte die 

BeschwerdefUhrerin geltend, daB die Anmeldung auch ohne Wei-

terbehandlungsbeschluB in Kraft sei. Entgegen der Auffassung 

der Eingangsstelle sei die Anmeldung nicht wirksain zurtickge-

nommen worden, weil die ZurUcknahmeerklärung erkennbar an 

einem Vorbehalt geknilpftgewesen sei. Die BeschwerdefUhrerin 

bezog sich auf die nationalen Rechte der Vertragsstaaten 

des Europäischen PatentUbereinkommens, wonach eine Absichts-

erklärung so auszulegen sei, daB der wirkliche Wille der Person, 

die die Erklärung abgegeben habe, verwirklicht werde. Die Be-

schwerdefUhrerin fUhrte insbesondere eine Entscheidung des 

deutschen Bundespatentgerichts (BPatGE 15, 160) an, in der das 

Gericht einen ähnlichen Fall zu entscheiden hatte. 

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE 

Die Beschwerde entspricht den Artikeln 106 bis 108 und den 

Regeln 1 (1) und 64 EPU; sie 1st daher zulässig. 

Artikel 121 (1) EPU sieht vor, daB ein Antrag auf Weiterbe-

handlung eingereicht werden kann, wenn die europäische Patent-

anmeldung nach Versäuinung einer vom Europaischen Patentamt 

bestimmten Frist zurückzuweisen ist oder zurtickgewiesen worden 

1st oder als zurUckgenonmien gilt. 

Keine dieser Voraussetzungen liegt in diesem Fall vor. Die 

Anmeldurig war nicht zurUckzuweisen, sie war nicht zurückge-

wiesen worden, und sie gait auch nicht als zurUckgenommen 

wegen der Versâumung einer vom Arnt bestimmten Frist. Die 
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Anmeldung war entweder ohne Vorbehait zurUckgenoinmen' worden, 

was von der Eingangsstelle angenoinmen worden war, oder sie 

war nicht zurfickgenoxnmen worden, well die von der Beschwerde- 

fUhrerin aufgestellte Voraussetzung nicht erfüllt war. Die Vor-

aussetzungen für einen Antrag auf Weiterbehandlung lagen daher 

in keinem Fall vor; 	die Eingangsstelle hatte ihn zu Recht 

als unzulässig zurtickgewiesen. 

Es 1st jedoch die Frage zu prUf en, ob die Anmeldung tatsäch-

lich zurUckgenoinmen worden ist oder ob sie noch in Kraft ist. 

Das ius zwei Sätzen bestehende Schreiben der BeschwerdefUhrerin 

vom 20. September 1979 war an das Europaische Patentaint gerich-

tet. Die BeschwerdefUhrerin konnte davon ausgehen, daB dessen 

Bediensteten die wirtschaftlichen Uberlegungen bekannt sind, die 

mit 	der Frage zusainmenhangen, ob eine Anmeidung weiterver- 

folgt oder fallengelassen werden soil. Nach Auffassung der Kaminer 

hat die BeschwerdefUhrerin eindeutig angegeben, daB sie ihre 

Anineldung unter der nicht unUblichen Voraussetzung zurUcknehmen 

woilte, daB der Inhalt der Anmeldung der öffentlichkeit nicht 

bekanntgegeben werde. Daran ändert auch nichts die Tatsache, 

daB die Aufteilung der Erkiärung in zwei selbständige Sätze zu 

der unrichtigen Ausiegung beigetragen hat, und daB es bei einer 

granunatikalisch eindeutigeren Formulierung nicht zu der ange-

fochtenen Entscheidung gekominen ware. 

Die Eingangsstelle hätte das Schreiben der Beschwerdeführerin 

in der von der Kammer angegebenen Art und Weise auslegen sollen. 

Auf jeden Fall hätte die Eingangsstelle die BeschwerdefUhrerin 

in Verbindung mit dein Hinweis, daB die Veroffentlichung nicht 

mehr verhindert werden könne, fragen sollen, ob sie bei dieser 

Sachiage die Anmeldung weiterverfolgen wolle. Linern Antrag auf 

Zurücknahxne der .Anmeldung soilte ohne RUckfrage nur dann statt-

gegeben werden, wenn der Antrag keinerlei Vorbehalte enthält 

und eindeutig 1st. 

In dem vorliegenden Fall 1st es nicht notwendig, die in der 

BeschwerdebegrUndung aufgefUhrten komplexen Fragen eines Ver-

gleichs der verschiedenen nationalen Rechte weiterzuverfolgen. 
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Die Anmeldung ist noch in Kraft, da sie nieinals wirksain zu-

rUckgenomrnen worden 1st. Da die angegriffene Entscheidung - 

jedoch die Feststellung enthält, daB die Anineldung zurUck-

genonunen 1st, muB sie insoweit aufgehoben werden. 

Da somit keine Veranlassung bestand, die Weiterbehandlung der 
Anmeldung zu beantragen und eine Weiterbehandlungsgebtlhr zu 

zahlen, ist diese GebUhrenzahlung rUckgängig zu machen. 

Es ist kein Antrag auf RUckzahlung der BeschwerdegebUhr nach 

Regel 67EPU gesteilt worden; der hier vorliegende Sachver-

halt wUrde elne solche MaBnahine auch nicht rechtfertigen. 

Aus diesen GrUnden 

wird wie folgt entschieden: 

Die Entscheidung der Eingangsstelle des Europäischen Patent-

amts vom 28. November 1979 wird insoweit aufgehoben, als in 

ihr festgestellt wird, daB die europäische Patentanmeldung 

der BeschwerdefUhrerin zurUckgenomxnen worden ist; es wird 

festgestellt, daB die europâische Patentanineldung Nr. 

79 100 230.6 in Kraft 1st und ixnmer in Kraft war. 

Es wird bestiinrnt, daB die Mitteilung im Europäischen Patent-

blatt Uber die ZurUcknahme der europäischen Patentanmeldung 

Nr. 79 100 230.6 berichtigt wird. 

Es wird bestinunt, daB die WeiterbehandlungsgebUhr an die Be-

schwerdefUhrerin zurUckgezahlt wird. 

Der Geschäftsstellenbeamte: 	Der Vorsitzende: 

gez. J. Bergeron 	 gez. R. Sinqer 


